
NIEDERSCHRIFT HFA/024/2008 
 

über die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 26.02.2008 im 
Sitzungssaal des Rathauses. 
 
 
Vorsitzende: 

Frau Marion Dirks  
 
Ausschussmitglieder: 

Herr Jochen Dübbelde  
Herr Günther Fehmer  
Herr Thomas Hagemann  
Herr Willi Krause  
Herr Dr. Wolfgang Meyring  
Frau Brigitte Mollenhauer  
Herr Jürgen Brunn  
Herr André Heßling Vertretung für Herrn 

Klaus Wieling 
Herr Peter Nowak  
Herr Thomas Tauber  

 
Mitglied gem. § 58 Abs. 1 Satz 7 GO NW: 

Herr Ulrich Schlieker  
 
Vortragender Gast: 

Herr David Rechtsanwaltsbüro Dr. 
Baumeister, Münster 

 
Von der Verwaltung: 

Herr Peter Melzner  
Herr Hubertus Messing  
Herr Gerd Mollenhauer  
Herr Martin Struffert bis einschl. TOP 2. nö. 

S. 
Herr Wilmer Verwaltungspraktikant 

im Jura-Studium 
Frau Birgit Freickmann Schriftführerin 

 
 
Beginn der Sitzung: 18:00 Uhr 
Ende der Sitzung: 20:30 Uhr 
 
Frau Dirks stellt fest, dass zu dieser Sitzung form- und fristgerecht eingeladen wurde. 
Hiergegen erhebt sich kein Widerspruch.  
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Die Sitzung beginnt mit einer Gedenkminute für das verstorbene Ratsmitglied Heinz 
Roggenkamp. Frau Dirks spricht seiner Ehefrau und seinen Töchtern das tiefe Mitge-
fühl aller aus.  
 
Frau Dirks bittet aus aktuellem Anlass um Erweiterung der nichtöffentlichen Tages-
ordnung um den TOP „Mietangelegenheiten“. Der Tagesordnungspunkt soll als zwei-
ter Tagesordnungspunkt eingeschoben werden, die bisherigen Tagesordnungspunk-
te 2. – 5. verschieben sich entsprechend.  
Gegen die Erweiterung der Tagesordnung erhebt sich kein Widerspruch.  
 
 

TAGESORDNUNG 
 

I. Öffentliche Sitzung 
 
1. Gründung einer Infrastrukturgesellschaft 
 Frau Dirks begrüßt zu diesem Tagesordnungspunkt Herrn Dr. David vom 

Rechtsanwaltsbüro Dr. Baumeister, Münster.  
 
Frau Dirks teilt zunächst mit, dass der Zeitdruck, der vorab bestanden 
habe, nicht mehr bestehe. Dennoch sollte im April eine Entscheidung ge-
troffen werden, weil dann alle neun Kommunen an einem Strang ziehen 
und die Gesellschaft gegründet werden sollte. Bislang lägen noch nicht 
alle Gesellschafterverträge vor. Auch die endgültige Abstimmung mit der 
Kommunalaufsicht sei im Detail noch nicht erfolgt.  
 
Herr Dr. David erläutet vorab, warum das Modell mit den Stadtwerken 
Lengerich (SWL) nicht funktioniert habe und stellt dann das in der Sit-
zungsvorlage beschriebene neue Modell vor und beantwortet anschlie-
ßend Fragen der Ausschussmitglieder.  
 
Herr Brunn befürchtet, dass bei der Anzahl der Gesellschaften auch eine 
Vielzahl Geschäftsführer bestellt werden.  
Das wird von Herrn Dr. David verneint. Voraussichtlich werde der Ge-
schäftsführer für alle Gesellschaften identisch sein.  
Frau Dirks ergänzt, dass das Modell intern so aufgebaut werden müsse, 
tatsächlich gebe es aber eine Gesellschaft mit einem Geschäftsführer.  
 
Zu der Überlegung von Frau Mollenhauer, dass die Netzbetrieb GmbH & 
Co KG doch eigentlich keine Funktion habe führt Herr Dr. David aus, 
dass in der GmbH & Co KG die Gewinne erzielt werden. Je größer diese 
GmbH & Co KG sei, desto besser. Würde nicht das Pachtmodell gewählt, 
gäbe es Probleme bei der Integration Dritter. Gesellschaftsrechtlich sei 
zwar eine schwierige Konzeption gewählt worden, es gehe auch einfa-
cher, aber es müssten alle Kommunen unter einen Hut gebracht werden 
und einige Gemeinden wollten eigene Netz GmbH.  
 
Es müsse vermieden werden, dass die Netz GmbH ausschließlich Profit 
orientiert arbeitet, so Herr Schlieker. Selbstverständlich müsse sie aus-
kömmlich arbeiten. Wichtig sei aber ein gutes wirtschaftliches Netz für die 
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Bürger zur Verfügung zu stellen. Er fragt nach, wie das in Billerbeck si-
chergestellt werden könne, wenn die anderen Kommunen dies anders 
sehen.  
 
Herr Dr. David führt aus, dass dieses Modell, bei dem sich alle Kommu-
nen zusammenschließen, die einzige Chance sei, die Kosten für die Bür-
ger zu senken, da in diesem Fall die Kommunen Einfluss nehmen kön-
nen.   
 
Herr Schlieker sieht einen großen Knackpunkt in der Frage, wer mit dem 
jetzigen Netzbetreiber verhandeln solle. Dieser Verhandlungspartner 
müsse gegenüber der RWE ein kompetenter Partner sein.  
 
Herr Dr. David wirft ein, dass dieser Geschäftsführer gesucht werden 
müsse.  
 
Herr Schlieker gibt zu bedenken, dass viele bereits gescheitert seien, er 
habe große Bedenken, dass gerade hier jemand das schaffe.  
 
Frau Dirks räumt ein, dass dies ein Nachteil gegenüber der SWL sei, weil 
diese ein Gesicht präsentiert habe. Zurzeit habe man noch keinen strate-
gischen Partner.  
 
Herr Dr. Meyring führt an, dass die Konzessionsverträge in den Kommu-
nen ja stufenweise auslaufen. In der Anfangsphase sei die Gesellschaft 
also relativ schwach.  
 
Herr Dr. David berichtet, dass in fünf von neun Kommunen Handlungs-
bedarf bestehe, weil die Konzessionsverträge demnächst ausliefen. In 
diesen Kommunen müssten Netz GmbH gegründet und eine GmbH & Co 
KG gebildet werden. Wenn die erste Kommune den Pachtvertrag schlie-
ße, müsse das Modell betrieben werden. Dann würden die Lasten durch 
die Anzahl aller Kommunen, nicht nur derjenigen, die zuerst dabei sind, 
im Verhältnis von Einwohnern/Fläche geteilt.  
 
Herr Nowak stellt fest, dass in der Ruhe die Kraft liege. Wenn es nach 
dem Willen der Verwaltung gegangen wäre, wären die Beschlüsse längst 
gefasst worden. Er sei froh, über eine so weitreichende Geschichte nicht 
schnell entschieden zu haben. Heute liege ein völlig anderes Modell vor, 
das ihm wesentlich sympathischer als das erste sei. Er lehne es ab, unter 
Zeitdruck zu entscheiden.  
 
Frau Dirks entgegnet, dass sie bisher keinen Beschlussvorschlag unter-
breitet habe. Sie habe zwar einen Terminplan vorgestellt aber auch ge-
sagt, dass man sich in Ruhe unterhalten müsse. Ursprünglich sei eine 
Sondersitzung vorgesehen gewesen, die sie abgesagt habe. Den Vor-
wurf, dass sie dem Ausschuss etwas aufdrücken wollte, weise sie zurück. 
Herr Dr. David ergänzt, dass insgesamt 4 Modelle ausgearbeitet worden 
seien und für das jetzt vorliegende Modell ein Konsens erzielt wurde. Die 
Verträge mit den SWL hätten erst im Dezember vorgelegen und hätten 
nichts mehr mit dem von Herrn Schnitzler hier vorgetragenen Modell zu 
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tun gehabt. Lediglich für die SWL wäre ein Vorteil eingetreten, da sie 
durch den Beitritt der 9 Münsterland-Kommunen besser ausgelastet ge-
wesen wäre.  
 
Herr Schlieker erkundigt sich, ob es in der weiteren Entwicklung möglich 
wäre, dass die Kommunen auch Stromversorger werden können.  
Herr Dr. David teilt mit, dass das heute vorgestellte Modell hierfür offen 
sei.  
 
Herr Schlieker fragt weiter nach, welche Kosten der Stadt entstünden, 
wenn dem Modell zugestimmt werde.  
Frau Dirks berichtet, dass diese Frage noch nicht ganz geklärt sei. Für 
die Netz GmbH sei eine Einlage von 25.000,-- € aufzubringen.  
 
Herr Tauber möchte wissen, wann die Wirtschaftlichkeitsberechnungen 
erstellt werden.  
Diese können erst dann erfolgen, wenn der Konzessionsvertrag auslaufe, 
so Frau Dirks. Bzgl. der Wirtschaftlichkeit werde man sich auf die ersten 
5 Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen der Kommunen und der Marktanaly-
sen verlassen müssen. Hierin liege ein gewisses Risiko.  
 
Von Herrn Tauber nach dem weiteren Zeitfenster befragt führt Frau Dirks 
aus, dass die Netz GmbH gegründet sein müsse, wenn der Konzessions-
vertrag auslaufe. Diese Netz GmbH müsse also in absehbarer Zeit ge-
gründet werden, damit eine Beteiligung an der Netzbetriebs GmbH mög-
lich ist. Deshalb müsse ein Grundsatzbeschluss alsbald gefasst werden.  
 
Herr Fehmer stellt fest, dass jetzt ein weiteres Modell vorgestellt worden 
sei. Ob das der Weisheit letzter Schluss sei, wisse er nicht. Ohne einen 
strategischen Partner oder Dienstleister werde man aber eine „Bauchlan-
dung“ machen. Er wisse nicht, wie man einen solchen locken wolle.  
 
Herr Dr. David und Frau Dirks weisen darauf hin, dass es Bewerbungen 
gebe. Nur müsse man sich zunächst auf ein Modell verständigen, bevor 
ein Partner gesucht werde.  
 
Herr Fehmer kommt auf den Ansatz von Herrn Schlieker zurück, dass 
nicht die Gewinnmaximierung im Vordergrund stehen dürfe und fragt 
nach, ob dies im Gesellschaftervertrag festgeschrieben werden könne.  
 
Herr Dr. David räumt ein, dass eine solche Formulierung vorgesehen 
werden könne, er glaube aber nicht, dass dies eine Garantie für niedrige 
Netzentgelte in allen Kommunen sein wird.   
 
Um überhaupt einen Ansatzpunkt zu haben, sollte eine Absichtserklärung 
verfasst  werden, so Herr Fehmer. Wenn man niedrige Netzentgelte nicht 
im Blick habe, sei die Gesellschaft auch nicht besser als der bisherige 
Betreiber.  
 
Frau Dirks weist darauf hin, dass Netzentgelte nicht frei bestimmt könn-
ten wie die Preise.  
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Bei dem Vortrag des Herrn Schnitzler von den SWL sei über Standorte 
und Arbeitsplätze gesprochen worden, so Herrn Fehmer.  
Herr Dr. David teilt mit, dass die Netz GmbH ihren Sitz in der jeweiligen 
Kommune habe und der Sitz der Netzbetriebs GmbH & Co KG von den 
Kommunen bestimmt werde. Die Anzahl der Arbeitsplätze werde auch 
davon abhängen, ob ein Dienstleister eingebunden werde. Bei einem 
Dienstleister würden nicht viele Arbeitsplätze entstehen.  
Frau Dirks ergänzt, dass über Standorte bislang noch nicht gesprochen 
worden sei. Sie sei froh, dass man sich gemeinschaftlich auf ein Modell 
einigen konnte.  
 
Herr Brunn erkundigt sich nach dem zeitlichen Vorgehen. Zunächst 
müssten ja die Netz GmbH und dann die Netzbetrieb GmbH & Co KG 
gegründet werden. Er wolle wissen, ob und wann Entscheidungen rück-
gängig gemacht werden können.  
 
Innerhalb des Kreises der Kommunen sei man gebunden, so Herr Dr. 
David. Wenn das nicht der Fall wäre, würde der Solidaritätsgedanke ge-
sprengt. Das Modell mache nur Sinn mit einer festen Klammer und wenn 
dieses Konstrukt fest auf 20 Jahre stehe.  
 
Die Feststellung des Herrn Brunn, dass aber immer noch kein Geschäfts-
führer feststehe, bestätigt Herr Dr. David. Wenn die Netz GmbH die Kon-
zession habe und sich um den Erwerb des Netzes bemühe, müsse je-
mand gefunden sein, der über die Netzübernahmepreise verhandele. Das 
könne eine einzelne Person oder ein Dienstleister sein. Wenn niemand 
gefunden werde, der das know how zur Verfügung stelle oder wenn das 
Modell nicht funktioniere, könne die Gesellschaft wieder aufgelöst wer-
den.  
 
Auf weitere Nachfrage von Herrn Brunn, dass die 20 Jahre also nicht so 
fest gesehen werden müssen, antwortet Herr Dr. David, dass alle Kom-
munen gemeinsam jederzeit zurück könnten.  
 
Herr Schlieker macht deutlich, dass er zugunsten der Billerbecker Bürger 
das Heft des Handelns nicht aus der Hand geben möchte. Es müsse 
vermieden werden, dass die anderen acht Kommunen Einfluss auf Bill-
erbecker Entscheidungen nehmen. Er wolle wissen was passiere, wenn 
in einer Kommune exorbitante Investitionen getätigt werden sollen und 
die anderen Kommunen viel Geld vorschießen müssen.  
 
Herr Dr. David führt aus, dass alle Kommunen gemeinsam bestimmen 
können, ob die Infrastruktur ausgebaut werde. Die Entscheidungen müss-
ten gemeinsam getragen werden. Eine Kommune werde nicht in der La-
ge sein, ihre Netze allein zu betreiben.  
 
Herr Dübbelde erkundigt sich, warum bei der Gemeinsamen kommunalen 
Gesellschaft ein anderer Verteilerschlüssel als bei der Netzbetriebs 
GmbH & Co KG gewählt worden sei.  
Herr Dr. David erläutert, dass der Verteilerschlüssel Einwohner/Fläche als 
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Kompromiss gefunden worden sei, um Lüdinghausen und Nordkirchen 
einzubinden. Der Flächenschlüssel mache für andere zu privatisierende 
Aufgaben keinen Sinn. Die Verteilung zu gleichen Anteilen bei der Ge-
meinsamen kommunalen Gesellschaft sei aber nicht zwingend.  
 
Herr Tauber erkundigt sich, wann die Gründungen der Gesellschaften 
anstünden.  
Herr Dr. David führt aus, dass diese so schnell als möglich gegründet 
werden sollten. Voraussetzung für eine sinnvolle Weiterarbeit sei aber 
zunächst, dass eine Einigung über das Modell erfolge. Es mache keinen 
Sinn Verträge auszuarbeiten und hinterher das Modell zu verwerfen. 
Wenn das Modell beschlossen werde, dann könnten die Netz GmbH 
rasch gegründet werden. Bis dahin habe er den Gesellschaftsvertrag vor-
bereitet. Das Modell an sich sei mit der Kommunalaufsicht angesprochen 
worden, er gehe davon aus, dass es von dort akzeptiert werde. Er würde 
empfehlen, ohne große Not den Termin bis Ende April nicht sausen zu 
lassen.  
 
Herr Tauber regt an, einen zeitlichen Ablauf der Niederschrift beizufügen. 
 
Herr Nowak stellt heraus, dass der erste Beschluss der wichtigste sei, im 
Vertrauen und mit Rücksicht auf die anderen Kommunen.  
 
Herr Dr. Meyring fragt nach, wer über Netzerweiterungen auf Ortsebene 
entscheide und wie in diesem Zusammenhang Verrechnungen erfolgten, 
wenn in ein Netz investiert wird.  
 
Es werde nicht funktionieren, wenn jede Kommune für sich autark ent-
scheide und z. B. in ihrem Gewerbebetrieb ein Supernetz installiere, so 
Herr Dr. David. Das würde das Solidargefüge empfindlich stören.  
 
Herr Nowak wirft ein, dass dann Standards festgelegt werden müssten.  
 
Es könne aber auch nicht sein, dass die anderen 8 Kommunen bei der 
Erschließung neuer Gewerbegebiete mitentscheiden, so Herr Schlieker. 
Gerade bei Gewerbegebieten bestehe eine Konkurrenz unter den Kom-
munen. Deshalb müssten Standards formuliert und festgeschrieben wer-
den.  
 
Frau Mollenhauer erkundigt sich, wie viele Kommunen an dem Modell 
beteiligt sein sollten und ab wann es sich nicht mehr rentiere.  
 
Wenn ein Netz weniger als 50.000 Nutzer habe, dann sei es nicht mehr 
rentabel, so Herr Dr. David. Die Netze zu kaufen und zu verpachten ma-
che Sinn, wenn sich alle neun Kommunen zusammen tun und damit über 
100.000 Nutzer zusammen kämen.  
 
Herr Nowak macht deutlich, dass man nach dem Grundsatzbeschluss 
ausgeliefert sei. Vorher müsse aber unbedingt zwischen den Kommunen 
ausgehandelt werden, mit welchen Mehrheitsverhältnissen Entscheidun-
gen getroffen werden.  
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Herr Dr. David wirft ein, dass solche Klauseln eingearbeitet würden. Das 
vom Solidaritätsgedanken lebende Modell mache nur Sinn, wenn Ent-
scheidungen mit großer Mehrheit gefällt werden.  
 
Abschließend stellt Frau Dirks fest, dass das Konzept grundsätzlich mit-
getragen werde. Herr Dr. David wird bis Mitte März den Konsortialvertrag 
erarbeiten, der dann dem Ausschuss vorgelegt werde.  
  
 
 

2. Bestimmung der im Gebiet der Stadt Billerbeck zu wählenden Rats-
verteter für die Wahlperiode 2009 - 2014 

 Herr Nowak sieht ein 27-er Gremium für die Größe Billerbecks als ver-
nünftig an. Außerdem genüge es den demokratischen Grundregeln. Die 
Reduzierung sollte auf unbestimmte Dauer beschlossen werden.  
 
Herr Schlieker hält ebenfalls ein 27-er Gremium für ausreichend, insbe-
sondere im Hinblick auf die Kosten. Er wolle aber die Reduzierung der 
Anzahl der zu wählenden Vertreter nicht unbefristet beschließen. Man 
wisse nicht was die Zukunft bringe.  
 
Herr Fehmer spricht sich ebenfalls für eine Reduzierung aus, die aber 
zunächst nur für die nächste Wahlperiode gelten soll.   
  
Beschlussvorschlag für den Rat: 
Für die Wahlperiode 2009 – 2014 wird die Zahl der zu wählenden Vertre-
ter für den Rat der Stadt Billerbeck um 6 von 32 auf 26 Vertreter verrin-
gert. Die Zahl der in den Wahlbezirken zu wählenden Vertreter wird um 3 
von 16 auf 13 reduziert.  
 
Die als Anlage beigefügte Satzung über die Bestimmung der im Gebiet 
der Stadt Billerbeck zu wählenden Ratsvertreter für die Wahlperiode 2009 
– 2014 wird beschlossen.   
  
Stimmabgabe: einstimmig  
 
  

3. Wahl der Schiedsperson und der stellvertretenden Schiedsperson 
für den Amtsbezirk Billerbeck für die Amtszeit vom 01. Februar 2008 
bis zum 31. Januar 2012 

 Frau Mollenhauer erkundigt sich, wie viele Fälle in einem Jahr von den 
Schiedspersonen zu bearbeiten seien.  
Herr Messing sagt die Beantwortung der Nachfrage in der Ratssitzung zu. 
  
Beschlussvorschlag für den Rat: 
Für den Schiedsamtsbezirk Billerbeck werden für die Wahlzeit vom 01. 
Februar 2008 bis zum 31. Januar 2012 Herr Günther Reiling als Schieds-
person und Herr Hans-Joachim Spengler als stellvertretende Schiedsper-
son gewählt.  
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Stimmabgabe: einstimmig  
 
  

4. Umbenennung des Bahnhofes "Lutum" 
 Herr Nowak hält ein Austauschen der Schilder im Hinblick auf die Kosten 

für unsinnig. Wer in Lutum aussteige, wisse, dass Lutum zu Billerbeck 
gehöre.  
 
Herr Fehmer und Herr Schlieker können das Ansinnen der Bahn und die 
dahinter stehende Systematik nachvollziehen.  
 
Wenn die Bahn nicht sinnvoller mit ihrem Geld umzugehen wisse, so Herr 
Tauber, dann solle sie ihr Vorhaben umsetzen, aber hierzu nicht noch 
das Einverständnis der Kommune einholen.  
 
  
Beschluss: 
Einer Umbenennung des Bahnhofes „Lutum“ in „Billerbeck-Lutum“ wird 
zugestimmt.   
  
Stimmabgabe: 6 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimmen, 3  Enthaltungen 
 
  

5. Veräußerung des Gesellschaftsanteils der Stadt Billerbeck an der 
"Regionalverkehr Münsterland" an den Kreis Coesfeld 

 Herr Schlieker legt dar, dass er dem Verkauf der Anteile an den Kreis 
zustimme. Er wolle aber sichergestellt wissen, dass auch in Zukunft die 
beiden ortsansässigen Unternehmen die Schulbuslinien weiter betreiben 
können.  
 
Herr Messing führt aus, dass keine Möglichkeit bestehe, die Unterneh-
men vor Ort zu schützen, es sei denn die öffentlichen Linien würden wie-
der als reiner Schülerspezialverkehr betrieben, dann könnten diese Leis-
tungen selbst ausgeschrieben werden.  
 
Herr Schlieker regt an, dies zu tun. Die Beerlager Linien würden sowieso 
nur von Schülern frequentiert. Er wolle alles dafür tun, damit die örtlichen 
Betreiber am Ball bleiben.  
 
Herr Messing weist darauf hin, dass dem Kreis Coesfeld sehr deutlich zu 
verstehen gegeben worden sei, dass Billerbeck für ihre Ortslinien die 
Standards selber festlegen wolle. Er werde alles dafür tun, dass die loka-
len Unternehmen, entweder einzeln oder in Kooperation, weiterhin be-
rücksichtigt werden.  
 
Herr Schlieker wirft ein, dass die Unternehmen bei einer EU-weiten Aus-
schreibung u. a. 20 Busse vorweisen müssen und damit die örtlichen Un-
ternehmen außen vor wären.  
 
Herr Messing berichtet, dass in jedem Ort Unternehmen für die RVM fah-
ren und keine Kommune ihre Busunternehmen im Regen stehen lassen 
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werde. Möglicherweise müssten diese sich zusammenschließen.  
 
Herr Nowak hegt viel Sympathie für den Vorschlag des Herrn Schlieker, 
macht aber auch deutlich, dass es vor einiger Zeit große Probleme mit 
einem Unternehmen vor Ort gegeben habe. Die Leistungen müssten 
ausgeschrieben werden und die Unternehmen müssten sich evtl. zu-
sammenschließen.  
 
Herr Messing versichert, dass er die Berücksichtigung der örtlichen Un-
ternehmen im Blick habe.  
  
Beschlussvorschlag für den Rat: 
1. Der Gesellschaftsanteil der Stadt Billerbeck an der „Regionalverkehr 

Münsterland GmbH“ (RVM) in Höhe von 12.780 € wird an den Kreis 
Coesfeld veräußert.  

 
2. Es muss gewährleistet sein, dass der Kreis Coesfeld die Stadt Billerb-

eck in die Planungen und Entscheidungsfindungen kontinuierlich ein-
bezieht, soweit die Stadt Billerbeck hiervon unmittelbar betroffen ist. 
Für den Bereich der Lokalverkehre in der Stadt Billerbeck, d.h. den so-
genannten Schulbuslinien, ist die Einflussnahme im Rahmen einer öf-
fentlich-rechtlichen Vereinbarung oder in vergleichbarer Weise zu defi-
nieren und dementsprechend gegenüber der RVM auszuüben. 

  
Stimmabgabe: einstimmig  
 
  

6. Sachstandsbericht zum SGB II 
 Herr Struffert führt aus, dass er neben den in der Sitzungsvorlage darge-

legten Zahlen hervorheben wolle, dass das Rechtsgebiet SGB II weiterhin 
einer ständigen Kontrolle und Nachbesserung unterliege. Diesmal seien 
weniger Gesetzesänderungen umzusetzen gewesen, dafür sei aber eine 
unterschiedliche Rechtsauffassung mit dem Bund bezüglich der Anrech-
nung von Einkommen in den Vordergrund getreten. Kreisweit betrage die 
Streitsumme für rd. 14 Monate 550.000,00, wovon rd. 18.000 den Billerb-
ecker Haushalt beträfen. Wichtig sei hierbei anzumerken, dass der Streit 
nicht auf dem Rücken der Bürger ausgetragen wird.  
 
Weiterhin zeigten die Zahlen aus dem Jahr 2007, dass der positive Trend 
der Vermittlung in Arbeit bzw. aus der Hilfebedürftigkeit nach dem SGB II 
heraus fortgesetzt werden konnte. Zwar seien die tatsächlichen Vermitt-
lungszahlen gegenüber 2006 leicht gesunken. Dennoch liege Billerbeck 
gemessen an der Anzahl der Bedarfsgemeinschaften im Kreis (Anteil rd. 
3,9 %) mit einer Vermittlungsquote von 4,9 % noch immer leicht über 
dem Durchschnitt. 
Den leichten Rückgang der tatsächlichen Vermittlungszahlen begründe er 
damit, dass aktuell nur noch rd. 61 Personen tatsächlich arbeitslos seien. 
Da aber eine passgenaue Vermittlung angestrebt und der Pool der Ar-
beitslosen kleiner werde, werde es zunehmend schwieriger, für jedes Ar-
beitsangebot einen Bewerber zu finden. Die angebotenen Arbeitsstellen, 
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die nicht belegt werden könnten, gingen aber dadurch nicht verloren; sie 
würden über den Kreisarbeitgeberservice weiter zur Verfügung gestellt. 
 
Insgesamt wolle er noch ein Zwischenfazit für die Entscheidung zur Opti-
on machen. 
Seinerzeit habe man sich für das Optionsmodell entschieden, damit u. a. 
ein direkter Einfluss auf die Kosten genommen werden könne, indem in 
Arbeit vermittelt werde. Damit wollte man aus der Abhängigkeit zur Ar-
beitsagentur heraus. Er meine, dass man hier auf dem richtigen Weg sei. 
 
Die Zahl der Bedarfsgemeinschaften konnte reduziert werden, was wie-
derum eine Senkung der Beteiligung an den Kosten bedeute. Als An-
haltspunkt könne die 50 % Finanzbeteiligung zu BSHG Zeiten dienen, wo 
nicht die Chance zur Arbeitsvermittlung im aktuellen Umfang bestanden 
habe. Diese habe in den Jahren 2002 bis 2004 zwischen 200.000 und 
230.000 € gelegen. Im Jahr 2007 habe die 50 % Ausgabenbeteiligung 
nach der Spitzabrechnung noch 166.000 € betragen. Diese Tendenz 
dürfte somit auch aus Kostengesichtspunkten zurzeit als optimistisch be-
trachtet werden. 
  
 
 

7. Antrag der CDU Fraktion vom 03. Dezember 2007 (IHK Standortana-
lyse) 
hier: Vorstellung und Beurteilung der IHK Standortanalyse 

 Frau Dirks führt aus, dass Herr Melzner in der Sitzung des Jugend-, Fa-
milien-, Senioren- und Kulturausschusses bereits dargelegt habe, dass 
die Systematik der IHK-Studie, wonach die Gemeinde mit der höchsten 
Versorgungsquote bei den Kindergartenplätzen den besten Wert erhalte, 
irreführend sei. Das würde für Billerbeck bedeuten, dass 4 Gruppen ein-
gerichtet werden müssten, die dann leer stünden. Alle Fraktionen seien 
sich einig gewesen, dass bzgl. der Kindergartenplätze richtig und ver-
nünftig gehandelt worden sei. Alle Eltern, die einen Kindergartenplatz 
nachgefragt hätten, hätten diesen auch bekommen.  
 
Nun stelle sich die Frage, wie mit den weiteren Punkten der IHK-Studie, 
die z. T. in die Zuständigkeit anderer Ausschüsse fielen, umgegangen 
werde. Einige Punkte, wie z. B. die Gewerbeentwicklung ergäben sich 
von selbst, da die Stadt dabei sei, Flächen nachzuweisen. Zur Anzahl der 
4-Raum-Wohnungen sei auszuführen, dass die Betroffenen nicht lange 
hierin wohnten, sondern Eigentum schafften. Damit wäre der Punkt „Fa-
milienfreundlichkeit“ abgehakt.  
 
Einige Punkte der IHK-Studie hätten zu negativen Schlagzeilen geführt, 
so Herr Fehmer. Es sei aber nicht alles schlecht in Billerbeck. Sicherlich 
seien einige Punkte kritisch zu hinterfragen, so reichten ihm die Aussa-
gen zur Infrastruktur nicht aus. Sicherlich werde die Autobahn nicht in die 
Nähe Billerbecks verlegt. Für Gewerbetreibende sei aber die Autobahn-
nähe ein wichtiges Kriterium bei der Suche nach einem Standort. In der 
Studie sei die Gewichtung nicht die richtige gewesen. Er wolle, dass die 
Ausweisung von Gewerbeflächen im Stadtentwicklungs- und Bauaus-
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schuss thematisiert werde, auch in Bezug auf die geplante Umgehungs-
straße.  
 
Frau Dirks sagt zu, einen entsprechenden Tagesordnungspunkt für den 
Stadtentwicklungs- und Bauausschuss vorzusehen.   
  
 
 

8. Mitteilungen 
 Keine  

  
 
 

9. Anfragen 
  

 
 

9.1. Anschaffung von Diensthandys - Herr Fehmer 
 Herr Fehmer führt an, dass zurzeit sowohl der Kreis Coesfeld als auch 

die Polizeibehörde Coesfeld auf die Anschaffung von Nokia-Handys ver-
zichteten. Er regt an, auch in Billerbeck keine Nokia-Handys für die Be-
diensteten mehr anzuschaffen.  
Frau Dirks sagt zu, den Hinweis zu berücksichtigen.  
  
 
 

 
 
 
 
   Marion Dirks    Birgit Freickmann 
   Bürgermeisterin   Schriftführerin  
 
 
 

 
 
 
 


